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Verwaltungsvereinbarungen zur Ko-Finanzierung im Rahmen des 

Bundesförderungsprogramms „Nachhaltigkeit und Resilienz Öko-
system Batteriezelle“  

 Projekt „TCTF-Königswarter“ des Unternehmens Königswar-
ter & Ebell Chemische Fabrik GmbH 

 Projekt „LIB-EU: Lokale integrierte Batteriewertschöpfung 

für europäische Unabhängigkeiten“ des Unternehmens LAN-
XESS Deutschland GmbH 

 

Anlage: Entwurf zweier Verwaltungsvereinbarungen 

 
 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

um die Resilienz und Nachhaltigkeit bei der Batteriezellfertigung zu beför-

dern, hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 

die Förderrichtlinie „Resilienz und Nachhaltigkeit des Ökosystems der 

Batteriezellfertigung“ im September 2023 veröffentlicht.  

Auf Grundlage dieser Förderrichtlinie werden großskalige und strategi-

sche Investitionsvorhaben zum Aufbau von Produktionskapazitäten ent-

lang der gesamten Wertschöpfungskette wieder aufladbarer, elektroche-

mischer Energiespeicher unterstützt. Ziel ist es, Abhängigkeiten des eu-

ropäischen Marktes zu reduzieren sowie die Lücken in den Wertschöp-

fungsketten zu schließen.  
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Die für Nordrhein-Westfalen ausgewählten Projekte sind wichtige Bau-

steine für den Batteriestandort des Landes und von hohem wirtschaftspo-

litischem Landesinteresse. Sie sind von strategischer Bedeutung und 

passen sich gut in die bisherigen Aktivitäten im Batteriesektor ein. 

Die Projekte sollen über eine 70%-30%-Kofinanzierung des Bundes und 

des Landes Nordrhein-Westfalen gefördert werden. 

Die vorgelegten Verwaltungsvereinbarungen zielen vornehmlich auf die 

Fördermodalitäten und regeln deshalb u.a. folgendes: 

 Förderhöhe und Aufteilung der Fördersummen unter den Förder-

gebern 

 Förderauflagen 

 Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung 

 Zahlungsabwicklung 

Die Unterrichtung des Landtags erfolgt entsprechend Ziffer II.3 in Verbin-

dung mit Ziffer II.1 der Vereinbarung über die Unterrichtung des Landtags 

durch die Landesregierung. 

Da die Bewilligungen der Fördermaßnahmen durch den Bund noch in 

2024 erfolgen sollen, ist die Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarun-

gen noch vor Jahresende vorgesehen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Mona Neubaur MdL 



 

 

Verwaltungsvereinbarung 
 

(bzgl. der Kofinanzierung von Zuwendungen unter der Förderrichtlinie „Resilienz und 
Nachhaltigkeit des Ökosystems der Batteriezellfertigung“) 

 

Die Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK), 

Berlin 

– nachfolgend „Bund“ oder „BMWK“ genannt – 

 

und 

 

dem Land Nordrhein-Westfalen, 

vertreten durch das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie  

– nachfolgend „Land“ oder „MWIKE“ genannt – 

 

– die oben genannten Vertragspartner werden nachfolgend gesamtheitlich 

„Parteien“ genannt – 

 

schließen folgende Vereinbarung: 

 

Präambel 

Die Parteien planen gemeinsam, das Investitionsvorhaben „TCTF-Königswarter“ (FKZ 

16BZF604A) durch das Unternehmen Königswarter & Ebell Chemische Fabrik GmbH 

(Zuwendungsempfängerin) im Land Nordrhein-Westfalen als Investitionsvorhaben für die 

Stärkung des Batterie-Ökosystems in Deutschland zu fördern. Die Parteien haben sich 

hierfür auf Modalitäten einer gemeinsamen Bund-Landes-Förderung nach den Regelungen 

dieser Verwaltungsvereinbarung sowie nach § 44 Bundeshaushaltsordnung (BHO) 

verständigt. Die Förderung der Investition erfolgt in Form einer nicht rückzahlbaren 

Zuwendung auf Grundlage der „BKR-Bundesregelung Transformationstechnologien“ vom 20. 

Juli 2023 sowie der Förderrichtlinie für die Bundesförderung „Resilienz und Nachhaltigkeit 

des Ökosystems der Batteriezellfertigung“ vom 15. August 2023.  

 

§ 1 Fördermodalitäten 

1. Die Parteien beabsichtigen, der Zuwendungsempfängerin in den Jahren 2024-2026 eine 

Zuwendung von voraussichtlich bis zu 23.764.823,99 Euro (Gesamtzuwendung) als 

Anteilsfinanzierung zu gewähren. 



 

 

2. Die Gesamtzuwendung wird in Höhe von 70 % vom Bund erbracht (voraussichtlich bis zu 

16.635.376,80 Euro) und in Höhe von 30 % durch das Land Nordrhein-Westfalen 

(voraussichtlich bis zu 7.129.447,20 Euro). 

3. Die vorläufige Aufteilung der Förderung auf Jahresscheiben kann der folgenden Tabelle 

entnommen werden: 

 

FKZ 16BZF604A 
Jahr Gesamtzuwendung  

in EUR 
Bundesanteil  

in EUR 
Landesanteil  

in EUR 
2024 2.409.902,54 2.409.902,54 0,00 
2025 10.212.444,65 6.425.740,49 3.786.704,16 
2026 11.142.476,80 7.799.733,76 3.342.743,04 
GESAMTSUMME 23.764.823,99 16.635.376,80 7.129.447,20 

 

4. Die Parteien sind sich bewusst, dass die in § 1 Nr. 1 und 2 genannten Fördersummen die 

Höchstsummen darstellen und u.U. nach unten abweichen können. Die finalen 

Fördersummen sowie die genaue Aufteilung der Zuwendung auf die Haushaltsjahre 

werden zu einem späteren Zeitpunkt in einer separaten Änderungsvereinbarung zu dieser 

Verwaltungsvereinbarung fixiert. Die Parteien werden schnellstmöglich die 

haushaltsmäßige Veranschlagung der entsprechenden Mittel sicherstellen. Bei 

Änderungen werden die Parteien im Lichte dieser Verwaltungsvereinbarung und unter 

Berücksichtigung der Verfügbarkeit der Mittel über Ob und Wie der Förderung im 

Einvernehmen entscheiden. 

5. Die Zusagen des Bundes und des Landes Nordrhein-Westfalen stehen unter der im 

Zuwendungsbescheid vorgesehenen Auflagen. Die Verpflichtungen nach diesem 

Verwaltungsabkommen stehen unter dem Vorbehalt der durch den Haushaltsgesetzgeber mit 

dem Haushaltsplan veranschlagten Haushaltsmittel. Dabei gilt das Verbot der 

Doppelförderung. Die Einhaltung des Verbots ist seitens der Zuwendungsempfängerin 

schriftlich bei der Antragsstellung zu bestätigen. 

6. Die Gesamtzuwendung wird durch das BMWK bzw. eine durch das BMWK beauftragte Stelle 

als zuständige Bewilligungsbehörde in Form der Projektförderung als Anteilfinanzierung des 

zu erfüllenden Zwecks als Zuschuss gewährt. Für die Bewilligung, Auszahlung und 

Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und 

die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der 

gewährten Zuwendung gelten die §§ 48 bis 49a Verwaltungsverfahrensgesetz Bund (VwVfG), 

die §§ 23, 44 BHO und die hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

einschließlich der einschlägigen Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-P) sowie ggf. die 

im Zuwendungsbescheid festgelegten abweichenden und ergänzenden Regelungen. 

7. Das BMWK oder eine vom BMWK beauftragte Stelle erlässt den Zuwendungsbescheid und 

führt die Verwendungsnachweisprüfung durch. Das MWIKE erhält einen Abdruck des 



 

 

Förderantrages, des erlassenen Zuwendungsbescheides einschließlich aller Anlagen, den 

Prüfvermerk zum Bewilligungsverfahren und das Ergebnis der 

Verwendungsnachweisprüfung. 

8. Bei Tatbeständen, die zur Rücknahme oder zum Widerruf eines Zuwendungsbescheides 

berechtigen, erlässt das BMWK oder eine vom BMWK beauftragte Stelle nach Herstellung 

des Einvernehmens mit dem MWIKE den entsprechenden Rücknahme-/Widerrufs- und/oder 

Leistungsbescheid. Das MWIKE erhält einen Abdruck des Rücknahme-/Widerrufs- und/oder 

Leistungsbescheides. 

9.  Zahlungsabwicklung: 

Zur Vermeidung unnötiger Bürokratie auf Seiten der Zuwendungsempfängerin wird 

folgendes Verfahren der Zahlungsabwicklung zwischen den Parteien vereinbart: 

a) Die Zuwendungsempfängerin stellt gemäß der im Zuwendungsbescheid festgelegten 

Modalitäten (Verfahrensablauf, formale Anforderungen) Zahlungsanforderungen und 

Zwischennachweise an das BMWK oder eine durch das BMWK beauftragte Stelle als 

Zuwendungsgeber.  

b) Grundlage der Auszahlungen ist das positive Prüfergebnis der jeweiligen 

Zahlungsanforderung durch das BMWK oder der durch das BMWK beauftragten Stelle. 

c) Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle zahlt nach der Prüfung der 

Zahlungsanforderung den Bundesanteil der angeforderten Summe unter Beachtung der 

in § 1 Nr. 2 dieser Verwaltungsvereinbarung i. V. m. der Änderungsvereinbarung zu 

dieser Verwaltungsvereinbarung in ihrer jeweils geltenden Fassung nach § 1 Nr. 3 

dieser Verwaltungsvereinbarung verabredeten Aufteilung an die 

Zuwendungsempfängerin aus. 

d) Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle übersendet anschließend eine 

Kopie der von der Zuwendungsempfängerin übersandten und vom BMWK oder von der 

durch das BMWK beauftragten Stelle geprüften Zahlungsanforderung an das MWIKE. 

Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle teilt dem MWIKE zusätzlich 

den vorhabenbezogenen Auszahlungsbetrag unter Beilage des dokumentierten 

Prüfergebnisses in einem gesonderten Schreiben und gleichzeitig den Vollzug der 

Auszahlung des Bundesanteils mit. In den Unterlagen ist das Prüfergebnis zur 

sachlichen und rechnerischen Richtigkeit dokumentiert, sodass eine erneute Prüfung 

auf Landesebene nicht zu erfolgen hat.  

e) Das MWIKE zahlt den Landesanteil der angeforderten Summe unter Beachtung der in § 

1 Nr. 2 dieser Verwaltungsvereinbarung i. V. m. der Änderungsvereinbarung zu dieser 

Verwaltungsvereinbarung in ihrer jeweils geltenden Fassung nach § 1 Nr. 3 dieser 



 

 

Verwaltungsvereinbarung verabredeten Aufteilung auf Grundlage des Schreibens des 

BMWK oder der durch das BMWK beauftragten Stelle mit einem Zahlungsziel von 14 

Tagen nach Eingang der Zahlungsanforderung beim Land an die 

Zuwendungsempfängerin aus und meldet dem BMWK oder der durch das BMWK 

beauftragten Stelle den Vollzug der Auszahlung des Landesanteils unter Benennung 

des Auszahlungsdatums und des ausgezahlten Betrages. 

f) Dem Land steht es frei, im Einzelfall in Bezug auf die vorliegende Zahlungsanforderung 

prüfungsrelevante Unterlagen vom BMWK oder von der durch das BMWK beauftragten 

Stelle anzufordern. Das Zahlungsziel bleibt davon unberührt. 

g) Insbesondere im vierten Quartal des laufenden Haushaltsjahres kann im gegenseitigen 

Einvernehmen beider Parteien vom Standardverfahren siehe e) abgewichen werden, da 

in aller Regel für BMWK und Land unterschiedliche Termine für den jeweiligen 

Kassenschluss festgesetzt werden.  

10. Sollte durch die verabredeten Aufteilungsmodalitäten nach § 1 Nr. 3 dieser 

Verwaltungsvereinbarung i.V.m. der Änderungsvereinbarung zu dieser 

Verwaltungsvereinbarung in ihrer jeweils geltenden Fassung die Situation entstehen, dass 

das Land Nordrhein-Westfalen bereits vor Ende des Förderzeitraums eine 

Zuwendungssumme in Höhe von bis zu 7.129.447,20 Euro (Budget der 

Landeskofinanzierung) ausgezahlt hat, so gilt ab diesem Zeitpunkt folgendes Verfahren: 

a) Der Zuwendungsempfänger stellt gemäß der im Zuwendungsbescheid festgelegten 

Modalitäten (Verfahrensablauf, formale Anforderungen) Zahlungsanforderungen und 

Zwischennachweise an das BMWK oder eine durch das BMWK beauftragte Stelle als 

Zuwendungsgeber. 

b) Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle zahlt nach der Prüfung der 

Zahlungsanforderung die angeforderte Summe an den Zuwendungsempfänger aus. 

c) Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle übersendet anschließend eine 

Kopie der geprüften Zahlungsanforderung an das MWIKE und bestätigt den Vollzug der 

Auszahlung.  

d) Dem MWIKE steht es frei, im Einzelfall in Bezug auf die vorliegende Mittelanforderung 

prüfungsrelevante Unterlagen vom BMWK oder von der durch das BMWK beauftragten 

Stelle anzufordern.  

11. Allgemein gilt:  

a) Nach Abschluss des Vorhabens (d. h. nach erfolgter Verwendungsnachweisprüfung) 

erfolgt durch das BMWK eine Gesamtabrechnung der insgesamt geleisteten 

Zuwendungsbeträge durch Bund und Land. Im Falle einer Gesamt-Auszahlung der 



 

 

Zuwendung von weniger als 23.764.823,99 Euro ermittelt das BMWK einen 

Rückzahlungsbetrag an das Land unter Wahrung des 70/30-Schlüssels wie folgt: Der 

Soll-Kofinanzierungsbetrag des Landes wird bestimmt als 30 vom Hundert des 

Gesamtbetrages der ausgezahlten Zuwendung. Die Differenz zum tatsächlich durch das 

Land geleisteten Auszahlungsbetrag wird vom BMWK binnen vier Wochen nach 

Abschluss der Verwendungsnachweisprüfung ausgeglichen. Eine zahlungsbegründende 

Unterlage wird beigefügt.  

b) Bei Tatbeständen, die zur Rücknahme oder zum Widerruf des Zuwendungsbescheides 

berechtigen, wird das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle die 

jeweiligen Rückforderungsansprüche im Hinblick auf bereits geleistete Zahlungen im 

Namen des BMWK und des Landes gegenüber dem Zuwendungsempfänger geltend 

machen und durchsetzen. Mögliche Rückzahlungen erfolgen durch die 

Zuwendungsempfängerin an den Bund und das Land Nordrhein-Westfalen 

entsprechend dem Verhältnis der vom Bund und Land bislang ausgezahlten Summen. 

Bund und Land können in begründeten Fällen im Einvernehmen hiervon abweichen. 

Das MWIKE wird über die Höhe eventueller Rückzahlungen vom BMWK oder von der 

durch das BMWK beauftragten Stelle informiert. Die zurückzuzahlenden Beträge 

werden entsprechend des in § 1 Nr. 2 dieser Verwaltungsvereinbarung genannten 

Schlüssels von der Zuwendungsempfängerin an die Parteien auf Grundlage des 

Rückforderungsbescheides zurückerstattet. Gleiches gilt für eventuelle Zinsforderungen. 

Das MWIKE informiert das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle nach 

Eingang eventueller Rück- beziehungsweise Zinszahlungen. 

c) Sämtlicher Schriftverkehr zwischen den Parteien erfolgt, soweit es den Anforderungen 

des Verfahrens entspricht und in Übereinstimmung mit diesen seitens aller Beteiligten 

umsetzbar ist, auf elektronischem Weg. Die mit der Abwicklung des Verfahrens 

betrauten Ansprechpartner und Kontaktdaten sind beiden Parteien vor Beginn des 

Zuwendungsverhältnisses gegenseitig bekanntzugeben. 

12. Vertreter des Landes sind befugt, die Akten einzusehen, die das unter § 1 Nr. 1 dieser 

Verwaltungsvereinbarung genannte Vorhaben betreffen. 

13. Neben dem Bundesrechnungshof räumt der Bund dem Landesrechnungshof Nordrhein-

Westfalen Prüfungsrechte im Rahmen der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes 

gemäß Landeshaushaltsordnung ein. Prüfrechte des Bundesrechnungshofes und 

Landesrechnungshofes bei der Zuwendungsempfängerin werden im Zuwendungsbescheid 

geregelt. Das MWIKE unterrichtet den Landesrechnungshof über diese 

Verwaltungsvereinbarung. 



 

 

 

§ 2 Inkrafttreten 

Die Verwaltungsvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft und endet mit dem Abschluss 

des zuwendungsrechtlichen Verfahrens für das Gesamtvorhaben „TCTF-Königswarter“. 

Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 

Schriftform. 

 

§ 3 Salvatorische Klausel 

Falls einzelne Bestimmungen dieser Verwaltungsvereinbarung unwirksam sein oder werden 

sollten, oder diese Verwaltungsvereinbarung ausfüllungsbedürftige Lücken enthält, wird dadurch 

die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragspartner werden in diesem 

Fall die unwirksame Bestimmung durch eine andere ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck 

der weggefallenen Regelung in zulässiger Weise am nächsten kommt. 

 

 

Berlin, den  
 

[]Düsseldorf, den 

Dr. Beate Baron  
 
Abteilungsleiterin „Industriepolitik“ 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz 
 

Dr. Kerstin Bender 
[] 
Abteilungsleiterin „Technologie und 
Wirtschaftsstandort“ 
Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen  

 

 

 
 



 

 

Verwaltungsvereinbarung 
 

(bzgl. der Kofinanzierung von Zuwendungen unter der Förderrichtlinie „Resilienz und 
Nachhaltigkeit des Ökosystems der Batteriezellfertigung“) 

 

Die Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK), 

Berlin 

– nachfolgend „Bund“ oder „BMWK“ genannt – 

 

und 

 

dem Land Nordrhein-Westfalen, 

vertreten durch das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie  

– nachfolgend „Land“ oder „MWIKE“ genannt – 

 

– die oben genannten Vertragspartner werden nachfolgend gesamtheitlich 

„Parteien“ genannt – 

 

schließen folgende Vereinbarung: 

 

Präambel 

Die Parteien planen gemeinsam, das Forschungs- und Investitionsvorhaben „LIB-EU: Lokale 

integrierte Batteriewertschöpfung für europäische Unabhängigkeit“ (FKZ 16BZF610A und 

FKZ 16BZF610B) durch das Unternehmen LANXESS Deutschland GmbH 

(Zuwendungsempfängerin) im Land Nordrhein-Westfalen als Investitionsvorhaben für die 

Stärkung des Batterie-Ökosystems in Deutschland zu fördern. Die Parteien haben sich 

hierfür auf Modalitäten einer gemeinsamen Bund-Landes-Förderung nach den Regelungen 

dieser Verwaltungsvereinbarung sowie nach § 44 Bundeshaushaltsordnung (BHO) 

verständigt. Die Förderung der Investition (FKZ 16BZF613A) erfolgt in Form einer nicht 

rückzahlbaren Zuwendung auf Grundlage der „BKR-Bundesregelung 

Transformationstechnologien“ vom 20. Juli 2023 sowie der Förderrichtlinie für die 

Bundesförderung „Resilienz und Nachhaltigkeit des Ökosystems der Batteriezellfertigung“ 

vom 15. August 2023. Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsaufwände (FKZ 

16BZF613B) werden auf der Grundlage von Artikel 25 der Allgemeinen 

Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO), Verordnung (EU) 



 

 

Nr. 651/2014 vom 17. Juni 20146, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2023/1315 vom 

23. Juni 20237 gewährt. Die Beihilfen für Forschung und Entwicklung werden in Form von 

nicht rückzahlbaren Zuschüssen unter Anwendung der ANBest-P-Kosten in der jeweils 

geltenden Fassung gefördert. 

 

§ 1 Fördermodalitäten 

1. Die Parteien beabsichtigen, der Zuwendungsempfängerin in den Jahren 2024-2030 eine 

Zuwendung von voraussichtlich bis zu 45.442.582,50 Euro (Gesamtzuwendung) als 

Anteilsfinanzierung zu gewähren. 

2. Die Gesamtzuwendung wird in Höhe von 70 % vom Bund erbracht (voraussichtlich bis zu 

31.809.807,75 Euro) und in Höhe von 30 % durch das Land Nordrhein-Westfalen 

(voraussichtlich bis zu 13.632.774,75 Euro). 

3. Die vorläufige Aufteilung der Förderung auf Jahresscheiben kann der folgenden Tabelle 

entnommen werden: 

 

FKZ 16BZF610A/B 
Jahr Gesamtzuwendung  

in EUR 
Bundesanteil  

in EUR 
Landesanteil  

in EUR 
2024 0 0 0 
2025 2.040.955,50 1.428.668,85 612.286,65 
2026 2.750.266,50 1.925.186,55 825.079,95 
2027 4.586.855,50 3.210.798,85 1.376.056,65 
2028 12.916.505,00 9.041.553,50 3.874.951,50 
2029 17.638.800,00 12.347.160,00 5.291.640,00 
2030 5.509.200,00 3.856.440,00 1.652.760,00 
GESAMTSUMME 45.442.582,50 31.809.807,75 13.632.774,75 

 

FKZ 16BZF610A 
Jahr Gesamtzuwendung  

in EUR 
Bundesanteil  

in EUR 
Landesanteil  

in EUR 
2024 0 0 0 
2025 26.850,00 18.795,00 8.055,00 
2026 1.395.000,00 976.500,00 418.500,00 
2027 3.435.000,00 2.404.500,00 1.030.500,00 
2028 12.734.700,00 8.914.290,00 3.820.410,00 
2029 17.638.800,00 12.347.160,00 5.291.640,00 
2030 5.509.200,00 3.856.440,00 1.652.760,00 
GESAMTSUMME 40.739.550,00 28.517.685,00 12.221.865,00 

 

FKZ 16BZF610B 
Jahr Gesamtzuwendung  

in EUR 
Bundesanteil  

in EUR 
Landesanteil  

in EUR 
2024 0 0 0 
2025 2.014.105,50 1.409.873,85 604.231,65 
2026 1.355.266,50 948.686,55 406.579,95 
2027 1.151.855,50 806.298,85 345.556,65 
2028 181.805,00 127.263,50 54.541,50 



 

 

GESAMTSUMME 4.703.032,50 3.292.122,75 1.410.909,75 
 

4. Die Parteien sind sich bewusst, dass die in § 1 Nr. 1 und 2 genannten Fördersummen die 

Höchstsummen darstellen und u.U. nach unten abweichen können. Die finalen 

Fördersummen sowie die genaue Aufteilung der Zuwendung auf die Haushaltsjahre 

werden zu einem späteren Zeitpunkt in einer separaten Änderungsvereinbarung zu dieser 

Verwaltungsvereinbarung fixiert. Die Parteien werden schnellstmöglich die 

haushaltsmäßige Veranschlagung der entsprechenden Mittel sicherstellen. Bei 

Änderungen werden die Parteien im Lichte dieser Verwaltungsvereinbarung und unter 

Berücksichtigung der Verfügbarkeit der Mittel über Ob und Wie der Förderung im 

Einvernehmen entscheiden. 

5. Die Zusagen des Bundes und des Landes Nordrhein-Westfalen stehen unter der im 

Zuwendungsbescheid vorgesehenen Auflagen. Die Verpflichtungen nach diesem 

Verwaltungsabkommen stehen unter dem Vorbehalt der durch den Haushaltsgesetzgeber mit 

dem Haushaltsplan veranschlagten Haushaltsmittel. Dabei gilt das Verbot der 

Doppelförderung. Die Einhaltung des Verbots ist seitens der Zuwendungsempfängerin 

schriftlich bei der Antragsstellung zu bestätigen. 

6. Die Gesamtzuwendung wird durch das BMWK bzw. eine durch das BMWK beauftragte Stelle 

als zuständige Bewilligungsbehörde in Form der Projektförderung als Anteilfinanzierung des 

zu erfüllenden Zwecks als Zuschuss gewährt. Für die Bewilligung, Auszahlung und 

Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und 

die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der 

gewährten Zuwendung gelten die §§ 48 bis 49a Verwaltungsverfahrensgesetz Bund (VwVfG), 

die §§ 23, 44 BHO und die hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

einschließlich der einschlägigen Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-P) sowie ggf. die 

im Zuwendungsbescheid festgelegten abweichenden und ergänzenden Regelungen. 

7. Das BMWK oder eine vom BMWK beauftragte Stelle erlässt den Zuwendungsbescheid und 

führt die Verwendungsnachweisprüfung durch. Das MWIKE erhält einen Abdruck des 

Förderantrages, des erlassenen Zuwendungsbescheides einschließlich aller Anlagen, den 

Prüfvermerk zum Bewilligungsverfahren und das Ergebnis der 

Verwendungsnachweisprüfung. 

8. Bei Tatbeständen, die zur Rücknahme oder zum Widerruf eines Zuwendungsbescheides 

berechtigen, erlässt das BMWK oder eine vom BMWK beauftragte Stelle nach Herstellung 

des Einvernehmens mit dem MWIKE den entsprechenden Rücknahme-/Widerrufs- und/oder 

Leistungsbescheid. Das MWIKE erhält einen Abdruck des Rücknahme-/Widerrufs- und/oder 

Leistungsbescheides. 



 

 

9.  Zahlungsabwicklung: 

Zur Vermeidung unnötiger Bürokratie auf Seiten der Zuwendungsempfängerin wird 

folgendes Verfahren der Zahlungsabwicklung zwischen den Parteien vereinbart: 

a) Die Zuwendungsempfängerin stellt gemäß der im Zuwendungsbescheid festgelegten 

Modalitäten (Verfahrensablauf, formale Anforderungen) Zahlungsanforderungen und 

Zwischennachweise an das BMWK oder eine durch das BMWK beauftragte Stelle als 

Zuwendungsgeber.  

b) Grundlage der Auszahlungen ist das positive Prüfergebnis der jeweiligen 

Zahlungsanforderung durch das BMWK oder der durch das BMWK beauftragten Stelle. 

c) Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle zahlt nach der Prüfung der 

Zahlungsanforderung den Bundesanteil der angeforderten Summe unter Beachtung der 

in § 1 Nr. 2 dieser Verwaltungsvereinbarung i. V. m. der Änderungsvereinbarung zu 

dieser Verwaltungsvereinbarung in ihrer jeweils geltenden Fassung nach § 1 Nr. 3 

dieser Verwaltungsvereinbarung verabredeten Aufteilung an die 

Zuwendungsempfängerin aus. 

d) Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle übersendet anschließend eine 

Kopie der von der Zuwendungsempfängerin übersandten und vom BMWK oder von der 

durch das BMWK beauftragten Stelle geprüften Zahlungsanforderung an das MWIKE. 

Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle teilt dem MWIKE zusätzlich 

den vorhabenbezogenen Auszahlungsbetrag unter Beilage des dokumentierten 

Prüfergebnisses in einem gesonderten Schreiben und gleichzeitig den Vollzug der 

Auszahlung des Bundesanteils mit. In den Unterlagen ist das Prüfergebnis zur 

sachlichen und rechnerischen Richtigkeit dokumentiert, sodass eine erneute Prüfung 

auf Landesebene nicht zu erfolgen hat.  

e) Das MWIKE zahlt den Landesanteil der angeforderten Summe unter Beachtung der in § 

1 Nr. 2 dieser Verwaltungsvereinbarung i. V. m. der Änderungsvereinbarung zu dieser 

Verwaltungsvereinbarung in ihrer jeweils geltenden Fassung nach § 1 Nr. 3 dieser 

Verwaltungsvereinbarung verabredeten Aufteilung auf Grundlage des Schreibens des 

BMWK oder der durch das BMWK beauftragten Stelle mit einem Zahlungsziel von 14 

Tagen nach Eingang der Zahlungsanforderung beim Land an die 

Zuwendungsempfängerin aus und meldet dem BMWK oder der durch das BMWK 

beauftragten Stelle den Vollzug der Auszahlung des Landesanteils unter Benennung 

des Auszahlungsdatums und des ausgezahlten Betrages. 



 

 

f) Dem Land steht es frei, im Einzelfall in Bezug auf die vorliegende Zahlungsanforderung 

prüfungsrelevante Unterlagen vom BMWK oder von der durch das BMWK beauftragten 

Stelle anzufordern. Das Zahlungsziel bleibt davon unberührt. 

g) Insbesondere im vierten Quartal des laufenden Haushaltsjahres kann im gegenseitigen 

Einvernehmen beider Parteien vom Standardverfahren siehe e) abgewichen werden, da 

in aller Regel für BMWK und Land unterschiedliche Termine für den jeweiligen 

Kassenschluss festgesetzt werden.  

10. Sollte durch die verabredeten Aufteilungsmodalitäten nach § 1 Nr. 3 dieser 

Verwaltungsvereinbarung i.V.m. der Änderungsvereinbarung zu dieser 

Verwaltungsvereinbarung in ihrer jeweils geltenden Fassung die Situation entstehen, dass 

das Land Nordrhein-Westfalen bereits vor Ende des Förderzeitraums eine 

Zuwendungssumme in Höhe von bis zu 13.632.774,75 Euro (Budget der 

Landeskofinanzierung) ausgezahlt hat, so gilt ab diesem Zeitpunkt folgendes Verfahren: 

a) Der Zuwendungsempfänger stellt gemäß der im Zuwendungsbescheid festgelegten 

Modalitäten (Verfahrensablauf, formale Anforderungen) Zahlungsanforderungen und 

Zwischennachweise an das BMWK oder eine durch das BMWK beauftragte Stelle als 

Zuwendungsgeber. 

b) Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle zahlt nach der Prüfung der 

Zahlungsanforderung die angeforderte Summe an den Zuwendungsempfänger aus. 

c) Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle übersendet anschließend eine 

Kopie der geprüften Zahlungsanforderung an das MWIKE und bestätigt den Vollzug der 

Auszahlung.  

d) Dem MWIKE steht es frei, im Einzelfall in Bezug auf die vorliegende Mittelanforderung 

prüfungsrelevante Unterlagen vom BMWK oder von der durch das BMWK beauftragten 

Stelle anzufordern.  

11. Allgemein gilt:  

a) Nach Abschluss des Vorhabens (d. h. nach erfolgter Verwendungsnachweisprüfung) 

erfolgt durch das BMWK eine Gesamtabrechnung der insgesamt geleisteten 

Zuwendungsbeträge durch Bund und Land. Im Falle einer Gesamt-Auszahlung der 

Zuwendung von weniger als 45.442.582,50 Euro ermittelt das BMWK einen 

Rückzahlungsbetrag an das Land unter Wahrung des 70/30-Schlüssels wie folgt: Der 

Soll-Kofinanzierungsbetrag des Landes wird bestimmt als 30 vom Hundert des 

Gesamtbetrags der ausgezahlten Zuwendung. Die Differenz zum tatsächlich durch das 

Land geleisteten Auszahlungsbetrag wird vom BMWK binnen vier Wochen nach 



 

 

Abschluss der Verwendungsnachweisprüfung ausgeglichen. Eine zahlungsbegründende 

Unterlage wird beigefügt.  

b) Bei Tatbeständen, die zur Rücknahme oder zum Widerruf des Zuwendungsbescheides 

berechtigen, wird das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle die 

jeweiligen Rückforderungsansprüche im Hinblick auf bereits geleistete Zahlungen im 

Namen des BMWK und des Landes gegenüber dem Zuwendungsempfänger geltend 

machen und durchsetzen. Mögliche Rückzahlungen erfolgen durch die 

Zuwendungsempfängerin an den Bund und das Land Nordrhein-Westfalen 

entsprechend dem Verhältnis der vom Bund und Land bislang ausgezahlten Summen. 

Bund und Land können in begründeten Fällen im Einvernehmen hiervon abweichen. 

Das MWIKE wird über die Höhe eventueller Rückzahlungen vom BMWK oder von der 

durch das BMWK beauftragten Stelle informiert. Die zurückzuzahlenden Beträge 

werden entsprechend des in § 1 Nr. 2 dieser Verwaltungsvereinbarung genannten 

Schlüssels von der Zuwendungsempfängerin an die Parteien auf Grundlage des 

Rückforderungsbescheides zurückerstattet. Gleiches gilt für eventuelle Zinsforderungen. 

Das MWIKE informiert das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle nach 

Eingang eventueller Rück- beziehungsweise Zinszahlungen. 

c) Sämtlicher Schriftverkehr zwischen den Parteien erfolgt, soweit es den Anforderungen 

des Verfahrens entspricht und in Übereinstimmung mit diesen seitens aller Beteiligten 

umsetzbar ist, auf elektronischem Weg. Die mit der Abwicklung des Verfahrens 

betrauten Ansprechpartner und Kontaktdaten sind beiden Parteien vor Beginn des 

Zuwendungsverhältnisses gegenseitig bekanntzugeben. 

12. Vertreter des Landes sind befugt, die Akten einzusehen, die das unter § 1 Nr. 1 dieser 

Verwaltungsvereinbarung genannte Vorhaben betreffen. 

13. Neben dem Bundesrechnungshof räumt der Bund dem Landesrechnungshof Nordrhein-

Westfalen Prüfungsrechte im Rahmen der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes 

gemäß Landeshaushaltsordnung ein. Prüfrechte des Bundesrechnungshofes und 

Landesrechnungshofes bei der Zuwendungsempfängerin werden im Zuwendungsbescheid 

geregelt. Das MWIKE unterrichtet den Landesrechnungshof über diese 

Verwaltungsvereinbarung. 

 

 

 



 

 

§ 2 Inkrafttreten 

Die Verwaltungsvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft und endet mit dem Abschluss 

des zuwendungsrechtlichen Verfahrens für das Gesamtvorhaben „LIB-EU: Lokale integrierte 

Batteriewertschöpfung für europäische Unabhängigkeit“. 

Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 

Schriftform.  

§ 3 Salvatorische Klausel 

Falls einzelne Bestimmungen dieser Verwaltungsvereinbarung unwirksam sein oder werden 

sollten, oder diese Verwaltungsvereinbarung ausfüllungsbedürftige Lücken enthält, wird dadurch 

die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragspartner werden in diesem 

Fall die unwirksame Bestimmung durch eine andere ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck 

der weggefallenen Regelung in zulässiger Weise am nächsten kommt. 

 

 

Berlin, den  
 

[],Düsseldorf, den 
 

Dr. Beate Baron 
 
Abteilungsleiterin „Industriepolitik“ 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz 
 

Dr. Kerstin Bender 
Abteilungsleiterin „Technologie und 
Wirtschaftsstandort“  
Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie des Landes 
Nordrhein-Westfalen  
[] 
 

 

 

 
 


